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Suhalt: 


Die Volkszählung in Defterreih zu Ende dieſes Jahrhundertes 
Von Eugen Spork. II. (Schluß.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 

Weder die mit Dienftvertrag beſtellten ſogenannten nichtarariſchen Poſtbedienſteten 
(Poſtmeiſter) noch die Poſtmanipulanten ſind Staatsbeamte, und ſtehen die⸗ 
jelben zum Staate lediglich in einem privatrechtlichen Dienſtvertragverhältniſſe. 
Daher erſcheint das Reichsgericht zur Entſcheidung von aus ſolchen Dienſt⸗ 
verhältniſſen erhobenen Anſprüchen nicht berufen. 

Der Tabakpflanzer, der ſich zur Hintergehung der amtlichen Controlsorgane 
rückſichtlich der ihm mangelnden Anbaulieenz eines zu feinem Gebrauche ge⸗ 
fälfchten, fremden Licenzſcheines bedient, kann fi) zur Abwendung der im 
§ 199 d St.⸗G. begründeten Verantwortlichkeit nicht darauf berufen, daß er 
die Gewährung der rechtzeitig angebrachten, aber nicht erledigten Bitte um 
Licenz erhoffte. 

Notizen. 


Perſonalien. — Erledigungen. 


Die Volkszählung in Heſterreich zu Ende dieſes Jahr⸗ 
hundertes. 
Beſprochen von Eugen Spork. 
II. 
(Schluß.) 

Als drittes Hauptmoment der Vorarbeiten reiht ſich die Be— 
ſtellung der Zählungscommiſſäre an. 

Es iſt dies ein beſonders heikler Punkt. 

Gemäß § 23 der Volkszählungsvorſchrift hat in jenen Orts— 
gemeinden (Gutsgebieten), in denen mittels Aufnahmsbögen gezählt 
wird, die Gemeinde den Zählungscommiſſär unter ihrer Haftung für 
die Eignung desſelben zur Zählungsvornahme zu beſtimmen. 

Geſetzlich iſt alſo eine Ingerenz der Behörden auf die Be— 
ſtellung der Zählungscommiſſäre nicht vorgeſchrieben, ſondern iſt den 
Gemeinden nur die volle Haftung für die Eignung der Zählungs— 
commiſſäre und abgeleitet hievon, auf die von den Letzteren beſorgten 
Zählu. gsvornahmen auferlegt, und beſtimmt im Falle der Unbrauch— 
barkeit⸗dieſer Arbeiten, daß dieſelben auf Koſten der Gemeinden, jedoch 
durch behördliche Organe vorgenommen werden. 

Inwieweit durch dieſe eventuell anzuordnende Regreſſivmaß⸗ 
regel Erſatz der verurſachten Koſten) dem angeſtrebten ſtatiſtiſchen 
Zwecke aber gedient wäre, ſei dahingeſtellt. 

In Erwägung des Umſtandes nun, daß dieſe Ortsgemeinden 
durch den häufigen Wechſel ihrer Vertreter und der Kanzleibedienſteten, 
während eines Intervalles von zehn Jahren nicht das erſorderliche 
Verſtändniß für die ihnen übertragenen Leiſtungen beſitzen, ihnen da— 
her auch die Beurtheilungsgabe rückſichtlich der erforderlichen Eigen⸗ 
ſchaften und der Leiſtungsfähigkeit eines Zählungscommiſſärs häufig 
mangelt, hat die Staatsverwaltung die diesfälligen Vornahmen der Ge— 


meinden mit Miniſterial⸗-Erlaß vom 12. Auguſt 1889, Z. 15.356, und 


26. Auguſt 1890, 3. 17.410, wieder dahin eingeſchränkt, daß die end⸗ 
giltige Beurtheilung über die Eignung der Zählungscommiſſäre den 
Bezirkshauptmannſchaften zukommt und Letzteren das Recht und die 
Pflicht zur Genehmigung der Beſtellung beſtimmter Zählungscommiſſäre 
uwies. 
a Da die Zählungscommiſſäre an einer wichtigen ſtaatlichen Action 
als Ausführungsorgane mitwirken und ihnen die Fundamentalarbeit 
der Volkszählung anvertraut, man könnte beinahe ſagen, ausgeliefert 
iſt, ohne daß die ſachliche Richtigkeit der von ihnen gelieferten Daten 
in ihrer Gänze controlirbar wäre, fo würde es, wie auch Statthalterei- 
Secretär v. Mayrhofer in ſeinem mehrerwähnten Werke anregt, und 
welcher Anregung von Fachkundigen gewiß ebenſo beigepflichtet wird 
— angezeigt ſein, noch einen Schritt weiter zu gehen und dieſe 
Organe als ſolche in Abſicht auf eine gewiſſenhafte Pflichterfüllung 
zu beeiden und mittelſt behördlicher Decrete zu beſtellen, die ihnen 
zugleich als Legitimationen zu dem bei der Bevölkerungsaufnahme 
nothwendigen Eintritte in fremde Wohnungen dienen. 

Außerdem wirkt bekanntlich eine ſolche Würdigung ſtets günſtig 
auf den Ehrgeiz dieſer doch meiſt nur proviſoriſch und nur zu dieſem 
Zwecke aufgenommenen Arbeitskräfte und ſpornt zu erhöhter und 
erſprießlicher Thätigkeit an. 

Endlich ſchließt ſich dieſen Vorarbeiten der politiſchen Behörden noch 
die Feſtſtellung des Druckſortenbedarfes und die Belehrung der Be— 
völkerung über deren Pflichten bei Vornahme der Volkszählung an. 

Die Feſtſtellung des Druckſortenbedarfes hängt der Hauptſache 
nach zu allernächſt von der dieſer Arbeit vorangehenden Beſtimmung 
über die Art der Zählungsvornahme, d. h. ob Anzeigezettel oder Auf- 
nahmsbögen zur Anwendung gelangen, ab. 

Da nun dieſe Beſtimmung unerläßlich früher getroffen ſein 
muß, ſo iſt ſich bei Feſtſtellung des Druckſortenbedarfes lediglich an 
die durch die vorhergegangenen Volkszählungen erhobene Bevöl— 
kerungszahl der betreffenden politiſchen Bezirke zu halten (ein Schwanken 
derſelben kommt hier wohl gar nicht in Betracht) und mit dem entſpre— 
chenden Zuſchlag für einen (ſtets nur geringen) Mehrbedarf, Maculatur 
und Belehrungsexemplare mit eingerechnet, ergibt ſich hieraus jene 
Geſammtſumme für Anzeigezettel und Aufnahmsbögen, welche als 
Baſis für alle weiteren Beſchaffungen an Druckſorten zu dienen hat. 

Von weitaus größerer Wichtigkeit iſt die rechtzeitige Be— 
lehrung der Bevölkerung in der derſelben zugänglichſten Weiſe. 

In Deutſchland mußten zu dieſem Zwecke Schule und Kirche 
mitwirken, die Landbevölkerung über das Weſen der Zählung aufzu= 
klären, populäre Belehrungen wurden hiezu nach Möglichkeit ver— 
breitet, der Gegenſtand in öffentlichen Vorträgen und Vereinen erörtert 
und insbeſondere die wichtige Mithilfe der Journaliſtik in An— 
ſpruch genommen, um das Weſen der Zählung zur allgemeinen gründ— 
licheren Kenntniß zu bringen. 

Sehr erſprießlich wäre es insbeſondere (nach dem Vorbilde 
Frankreichs), die reifere Schuljugend durch deren Lehrer zur Ausfüllung 
der Zählpapiere anleiten zu laſſen, ja für die kurze Spanne Zeit 
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dieſes Studium zum obligaten Gegenſtande werden zu laſſen, um auf 
dieſe Weiſe die reifere Schuljugend in die Lage zu verſetzen, im Bedarfs— 
falle zu Hauſe auszuhelfen, 

Die erlaſſenen Kundmachungen umfaſſen allerdings alles zur 
Belehrung der Bevölkerung in dieſer Richtung Erforderliche, der Car— 
dinalfehler hieran iſt aber, daß ſie nicht ſprechen, nicht gehört wer- 
den können, ſondern von dem zu belehrenden Volke ſelbſt geleſen 
werden müſſen. 

Wie es mit ſolchen Publicationen ſteht, iſt zur Genüge bekannt. 
Neunzig Percent der Bevölkerung legt die Druckſorte nach Kenutniß— 
nahme der Ueberſchrift als „unintereſſant“ wieder beiſeite. 

Der Eine kann Druckſchrift nicht, oder überhaupt nicht, oder 
nicht in der gegebenen Sprache der Kundmachung leſen, dem Anderen 
iſt der Druck zu klein, der Tert zu umfangreich oder Wortbildung 
und Styl unverſtändlich, ebenſo wird an den Maueranſchlägen meiſt 
achtlos vorübergegangen; vom Gebildeteren im Selbſtgefühle ſeiner In— 
telligenz, die einer Belehrung nicht bedarf (1) Viele mangels Zeit, In— 
tereſſe, Verſtändniß u. ſ. f. 

Die vielfachen Erfahrungen laſſen daher auch in dieſem Falle 
den Schluß ziehen, daß paſſive Belehrungen ſtets mehr von Erfolg 
begleitet waren, und daß auch rückſichtlich der bevorſtehenden Volks— 
zählung dieſe Richtung im Intereſſe der Sache nach Möglichkeit 
einzuſchlagen ſich ſelbſt empfiehlt. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Weder die mit Dienſtvertrag beſtellten ſogenannten nichtärariſchen 

Poſtbedienſteten (Poſtmeiſter) noch die Poſtmanipulanten find Staats⸗ 

beamte, und ſtehen dieſelben zum Staate lediglich in einem privat⸗ 

rechtlichen Dienſtvertragsverhaͤltniſſe. Daher erſcheint das Reichs— 

gericht zur Entſcheidung von aus ſolchen Dienſtverhältniſſen erhobenen 
Anſprüchen nicht berufen. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 18. April 1899 ge— 
pflogenen öffentlichen Verhandlung, über die Klage de präs. 7. März 
1899, 3. 57 R.⸗G., der Auguſtine Schleißner, geweſenen k. k. Poſt— 
meiſterin in Graupen und Poſtmanipulantin in Prag, durch Dr. Karl 
Fuchs in Wien, gegen die k. k. Regierung, beziehungsweiſe das k. k. Poſt— 
ärar auf Bezahlung von rückſtändigen Gehaltsbezügen in der Höhe 
von 376 fl. 40 kr. und 63 fl. ö. W. zu Recht erkannt: 

Die Klage der Auguſtine Schleißner de präs. 7. März 1899, 
3. 57 R.⸗G., auf Bezahlung von rückſtändigen Gehaltsbezügen per 
376 fl. 40 kr. und 63 fl. ö. W. wird wegen Unznſtändigkeit des 
Reichsgerichtes zurückgewieſen. 

Gründe: In der Klage wird angeführt: 

I. Laut Dienſtvertrages A, ddo. 2. Juni 1891, 3. 39.722, 
wurde die Klägerin von der k. k. Poſt- und Telegraphen-Direction in 
Prag nomine' des Poſtärars zufolge Erlaſſes vom 6. Mai 1891, 
Z. 14.451, zur Poſtmeiſterin in Graupen ernannt. Laut $ 12 dieſes 
Vertrages wurde eine wechſelſeitige halbjährige Aufkündigung des 
Vertrages bedungen, jedoch der Poſtverwaltung das Recht vorbehalten, 
bei ordnungswidriger Gebahrung im Poſtdienſte, dann, wenn die 
Klägerin wegen eines Verbrechens, eines Vergehens oder einer Gefälls— 
übertretung in Unterſuchung komme oder in Concurs verfalle, ſogleich 
im adminiſtrativen Wege das Geeignete zur Sicherſtellung im Poſt— 
dienſte zu verfügen und die Klägerin ohne vorhergegangene Kündigung 
zu entlaſſen oder auf ihre Koſten einen Stellvertreter aufzunehmen, 
bis ſie zur Uebernahme des Dienſtes wieder geeignet befunden oder 
ihre Entlaſſung verfügt werden würde. Laut des Decretes der k. k. Poſt⸗ 
und Telegraphen-Direction für Böhmen ddo. Prag den 20. April 
1892, 3. 32.376, wurde der Vertrag über die Beſorgung des Poſt— 
dienſtes in Graupen halbjährig gekündigt, nachdem der Klägerin laut 
des Uebergabsprotokolles ddo. Graupen den 20. Februar 1892 im 
adminiſtrativen Wege die Verwaltung des Poſtamtes Graupen abge— 
nommen und der Poſtexpediter Adolf Berthold als adminiſtrativer 
Verwalter beſtellt und ſogleich in dieſes Amt eingeſetzt worden war. 
Zugleich wurde der Klägerin aufgetragen, den Betrag von 1 fl. 30 kr. 
täglich dem Poſtadminiſtrator zu entrichten und ihm freies Quartier 
im Poſthauſe anzuweiſen. Aus dem Uebergabsprotokolle ergibt ſich, 
daß ihr keine Ordnungswidrigkeiten im Poſtdienſte nachgewieſen werden 


konnten, weil ſowohl Caſſa wie Poſtdienſt in Ordnung befunden 
wurden. Nachdem die andern Vorausſetzungen des § 12 für die Be— 
ſtellung einer Adminiſtration des Poſtamtes in Bezug auf ihre Perſon 
nicht zutreffen, erſcheint dieſe Beſtellung einer Adminiſtration nicht 
nur geſetzwidrig, ſondern auch directe vertragswidrig. Dieſe Admini⸗ 
ſtration hat vom 20. Februar 1892 bis zum Ablaufe der halbjährigen 
Kündigungsfriſt, d. i. bis zum 31. October 1892 gedauert. Die 
Klägerin hat gegen vorſtehende Verfügungen im Inſtanzenzuge bei den 
Poſtbehörden Beſchwerde geführt. Laut des Decretes des k. k. Handels- 
miniſteriums vom 9. Juli 1892, 3. 24.538, intimirt mit dem 
Decrete der Poſtdirection für Böhmen vom 20. Juli 1892, 3. 63.601, 
wurde die getroffene Verfügung in Anfehung des Poſtamtes Graupen, 
und zwar die Einführung der Adminiſtration und die Kündigung des 
Dienſtvertrages zur Kenntniß genommen, der Klägerin jedoch in Aus— 
ſicht geſtellt, daß ihr über ihr Anſuchen nach Thunlichkeit ein in einer 
anderen Gegend befindliches Poſtamt werde übertragen werden. Ueber 
ein bezügliches Gnadengeſuch wurde ſie abgewieſen, während ein ſpäteres 
Gnadengeſuch dahin gewürdigt wurde, daß die Poſt- und Telegraphen⸗ 
Direction in Prag ermächtigt wurde, die Klägerin als Poſtmanipulantin 
mit höheren Bezügen in Prag zu verwenden. Nachdem die Einführung 
der Adminiſtration im k. k. Poſtamte Graupen auf geſetz- und ver— 
tragswidrige Weiſe erfolgte, ſo iſt folgerichtig der Anſpruch der Klägerin 
auf die Bezahlung der ihr vertragsmäßig zugeſicherten Bezüge zuſammen 
560 fl. jährlich für die Dauer vom 20. Februar 1892 bis zum 31. Oe— 
tober 1892 gerechtfertigt. Ihr Anſpruch beträgt pro rata 376 fl. 40 kr., 
zumal die Poſtdirection der Klägerin die Bemitzung der von ihr be— 
zahlten Wohnung im Poſthauſe nicht geſtattete und ſie ſich während 
dieſer Zeit aus eigenen Mitteln eine andere Wohnung für 8 fl. monat— 
lich beſchaffen mußte. 

II. In Durchführung des Erlaßſfes des k. k. Miniſteriums vom 
29. December 1894, Z. 70.189, wurde die Klägerin zufolge Erlaſſes 
der k. k. Poſt⸗ und Telegraphen-Direction für Böhmen vom 1. Februar 
1895, 3. 12.397, als Poſtmanipulantin gegen ein Taggeld von 1 fl. 
50 kr. ernannt und hiebei ausdrücklich vereinbart, daß die Auflöſung 
dieſes Dienſtverhältniſſes, von dem Ausnahmsfalle ſelbſtverſchuldeter 
ſofortiger Entlaſſung abgeſehen, nur auf Grund einer wechſelſeitigen 
ſechswöchentlichen Kündigung erfolgen könne. Mit Deeret der k. k. Poſt— 
direction vom 5. Jänner 1896, 3. 1098, wurde die Klägerin, ohne 
daß ihr Gelegenheit zur Rechtfertigung gegen ungerechtfertigte Anklagen 
gegeben wurde, ſofort entlaffen. Eine bezügliche Vorſtellung blieb 
zufolge Decretes vom 20. Jänner 1896, 3. 3632, erfolglos und 
wurde das von ihr als Poſtmanipulantin bezogene Taggeld mit dem 
Tage der Enthebung der Klägerin, d. i. mit 7. Jänner 1896 einge— 
ſtellt. Nachdem bei dieſer Entlaſſung die Normalbeſtimmungen des 
k. k. Handelsminiſterial-Erlaſſes vom 19. Februar 1894, 3. 41.996 
ex 1873, 19. Juli 1881, Z. 20.916 und 6. October 1893, 3. 47.221, 
nicht beobachtet wurden und dem beſchuldigten Theile nicht einmal 
Gehör geſchenkt wurde, fo iſt dieſe Entlafſung vertragswidrig und 
ſteht der Klägerin demnach der Anſpruch auf Bezahlung des ferneren 
Taggeldes für die Dauer der Kündigungsfriſt, d. i. für 6 Wochen 
zu. Dieſer Anſpruch beträgt ſomit für 42 Tage a 1 fl. 50 kr., zu— 
ſammen 683 fl. . 

Es wird ſonach die Bitte geſtellt: Die Regierung, beziehungs⸗ 
weiſe das Poſtärar ſei ſchuldig, der Klägerin die für die Zeit vom 
20. Februar 1892 bis 31. October 1892 zurückbehaltenen Dienftes- 
bezüge als k. k. Poſtmeiſterin in Graupen per 376 fl. 40 kr. ſammt 
5% igen Verzugszinſen vom Tage der Klagebehändigung, ferner das 
zurückbehaltene Taggeld für die Kündigungszeit vom 7. Jänner 1896 
bis einſchließlich 17. Februar 1896 per 63 fl. ſammt 5% igen Vers 
zugszinſen vom Klagebehändigungstage und die Gerichtskoſten binnen 
14 Tagen bei Execution zu erſetzen. 

In der Gegenſchrift erhebt das k. k. Handelsminiſterium wider 
die vorliegende Klage die Einwendung der Incompetenz des k. k. Reichs- 
gerichtes und begründet dieſelbe nachſtehends: 

Das Reichsgericht iſt nach Artikel 1 des Staatsgrundgeſetzes 
vom 21. December 1867, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 143, zur Entſcheidung in 
ſtreitigen Angelegenheiten öffentlichen Rechtes berufen und gehört ins— 
beſondere nach Artikel 3a des citirten Geſetzes zur Competenz des 
Reichsgerichtes die Entſcheidung über ſolche Anſprüche einzelner Perſonen 
an die Geſammtheit der Königreiche und Länder, welche zur Aus— 
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tragung im ordentlichen Rechtswege nicht geeignet ſind. Dieſe Voraus⸗ 
ſetzung trifft aber bei keinem der beiden von der Klägerin erhobenen 
Anſprüche zu. Weder die mit Dienſtvertrag beſtellten, ſogenannten 
nicht ärariſchen Poſtbedienſteten, noch die Manipulationsdiurniſten ſind 
Staatsbeamte; es finden daher auf dieſelben die Ausnahmsbeſtim- 
mungen des Juſtiz-Hofdecretes vom 16. Auguſt 1841, J.⸗G.⸗S. 
Nr. 555, beziehungsweiſe Hofkanzlei-Decretes vom 24. September 
1841, B.-6.-©. Bd. 69, Seite 116, ſowie des Hofkanzlei-Decretes 
vom 16. September 1834 und des Hoſkammer-Decretes vom 26. Jänner 
1843, P.⸗G.⸗S. Bd. 62, Seite 228 und Bd. 71, Seite 7, keine 
Anwendung. Dieſe Bedienſteten ſtehen vielmehr zum Staate lediglich 
in einem privatrechtlichen Dienſtvertragsverhältniſſe, bezüglich deſſen 
eine Exemption von der Judicatur der ordentlichen Gerichte geſetzlich 
nicht ausgeſprochen iſt. Hiernach wird um Zurückweiſung der Klage 
gebeten. 


Das Reichsgericht pflichtet den Ausführungen des Handels | 


miniſteriums bei. en. 

Das Reichsgericht iſt nach Artikel 1 des Staatsgrundgeſetzes 
vom 21. December 1867, R.-G.⸗Bl. Nr. 143, zur Entſcheidung von 
ſtreitigen Angelegenheiten öffentlichen Rechtes, ſowie nach Artikel 3a 
zur Entſcheidung über Anſprüche einzelner Perſonen an eines der im 
Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder oder an die Geſammt⸗ 
heit derſelben, welche zur Austragung im ordentlichen Rechtswege nicht 
geeignet ſind, berufen. | 

Eine ſolche, zur Austragung im ordentlichen Rechtswege nicht 
geeignete ſtreitige Angelegenheit öffentlichen Rechtes iſt wohl gemäß 
den in der Gegenſchrift citirten geſetzlichen Vorſchriften der Anſpruch 
von Staatsbeamten aus dem Dienſtverhältniſſe, die Klägerin iſt aber 
nicht als Staatsbeamte im Sinne dieſer Vorſchriften anzuſehen. 

Es ergibt ſich vielmehr der privatrechtliche Charakter der dies— 
bezüglichen Verträge aus dem Inhalte derſelben, insbeſondere aus 


a 


$ 13 des Dienſtvertrages vom 2. Juni 1891, wornach auch die Erben 


des Bedienſteten den Dienſtvertrag für die Dauer der Kündigungsfriſt 


fortzuſetzen haben, ' 

dann aus der im Erlaſſe des k. k. Handesminiſteriums vom 
19. Februar 1874, 3. 41.996 ai 1873, über die Einführung des 
Inſtitutes der Poſtmanipulantinen angeordneten Bemerkung im Decrete 
über die Beſtellung als Poſtmanipulantin, daß dieſe Anſtellung lediglich 
eine zeitliche und keinen Anſpruch auf eine dauernde Verſorgung aus 
dem Staatsſchatze verſchaffende ift, welcher Beſtimmung es entſpricht, 
daß der Klägerin der Beitritt zu dem (Privat-) Penſionsvereine für 
Landpoſtbedienſtete zur Pflicht gemacht wurde. 

Steht nun feſt, daß die erhobenen Anſprüche aus einem privat⸗ 
rechtlichen Verhältniſſe abgeleitet werden, und die Klägerin nicht 
Beamtin, ſomit an der Geltendmachung ihrer Anſprüche aus dem 
Dienſtvertrage im ordentlichen Rechtswege durch eine geſetzliche Be⸗ 
ſtimmung nicht gehindert iſt, ſo erſcheint zur Entſcheidung dieſer An⸗ 
ſprüche das Reichsgericht nicht berufen, und hieran kann auch durch 
eine Vereinbarung der Parteien nichts geändert werden, weßhalb die 
Berufung der Klägerin auf den 8 2 des Dienſtvertrages vom 2. Juni 
1891 zu Berückſichtigung nicht geeignet it. 

Demzufolge iſt die beim Reichsgerichte eingebrachte Klage wegen 
Incompetenz desſelben zurückzuweiſen. 


(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 12. April 1899, 3. 96.) 


Der Tabakpflanzer, der ſich zur Hintergehung der amtlichen Controls⸗ 
organe rückſichtlich der ihm mangelnden Anbaulicenz eines zu feinem 
Gebrauche gefälſchten, fremden Licenzſcheines bedient, kann ſich zur 
Abwendung der im $ 1994 St.⸗G. begründeten Verantwortlichkeit 
nicht darauf berufen, daß er die Gewährung der rechtzeitig ange⸗ 
brachten, aber nicht erledigten Bitte um Licenz erhoffte. 
| Jurko K. in R. hatte ein Geſuch um Licenz zum Tabakanbau 
überreicht, wartete jedoch deſſen Erledigung nicht ab, bepflanzte ſein 
Grundſtück mit Tabak und legitimirte ſich vor den controlirenden 
Finanzorganen mit einem fremden Licenzſcheine, deſſen Eintragungen 
in Beziehung auf Namen und Wohnort des Berechtigten und Grund⸗ 
ſtück er zu dieſem Zwecke entſprechend fälſchen ließ. Angeklagt des 
Verbrechens des Betruges nach §8 199 d St.⸗G., wurde er mit Urtheil 
des Kreisgerichtes in Kolomea nur der Uebertretung des § 320 Hit. f 


Sachen verſtanden. 


St.⸗G. ſchuldig erkannt. Das Kreisgericht ſchloß die zum verbrecheriſchen 
Thatbeſtande erforderliche betrügeriſche Abſicht aus angeſichts der Ver⸗ 
antwortung des Angeklagten, daß er auf die Bewilligung zum Tabak- 
anbau rechnete, daß die Anbauzeit eingetreten war, ohne daß ihm eine 
Erledigung ſeines Geſuches zukam und daß er deßhalb den Licenz— 
ſchein ſeines Stiefvaters zum Gebrauche herrichten ließ, zumal der 
Stiefvater die Abſicht, Tabak anzubauen, aufgegeben hatte. Die von 
der Staatsanwaltſchaft überreichte Nichtigkeitsbeſchwerde hatte Erfolg; 
der Caſſationshof erkannte mit Entſcheidung vom 28. Februar 1898, 
3. 516, im Sinne der Anklage. 

Gründe: Die im Urtheile zum Ausdruck gebrachte Anſicht des 
erkennenden Richters iſt rechtsirrthümlich und wird unter Anrufung 
des Nichtigkeitsgrundes der Z. 10, $ 281, St.-P.⸗O. von der An- 
klagebehörde mit Recht angefochten. Denn gemäß der Zoll- und 
Staatsmonopolsordnung vom 11. Juli 1835 darf der Tabakanbau 
nur in den von der Finanzverwaltung zugelaſſenen Gebietstheilen und 
nur von jenen Perſonen, welche dazu die Bewilligung erlangt haben, 
betrieben werden. Die Licenz gilt nur für ein Jahr und nur für die 
beſtimmt bezeichnete Perſon. Wer ohne Licenz Tabak baut, verübt das 
Delict der verbotswidrigen Erzeugung eines Monopolsobjectes. Der 
Licenzſchein hat ſonach den Zweck, den Organen der Finanzverwaltung 
die Ausübung der Controle zu ermöglichen. Dieſen Zweck hat der An— 
geklagte durch Vorweiſung eines gefälſchten Licenzſcheines vereitelt; er 
hat den Staat im Rechte der Controle verletzt, mag er auch der von 
ihm angeſuchten Ertheilung der Licenz entgegengeſehen haben. 

Bei dieſer Sachlage irrt der Gerichtshof, wenn er, die be— 
trügeriſche Abſicht ausſchließend, in der Thathandlung des Angeklagten 
lediglich den Thatbeſtand nach § 320 lit. f St.⸗G. und nicht jenen 
nach 8 199 lit. d St.⸗G. erſah. Es war der Nichtigkeitsbeſchwerde 
ftattzugeben und gemäß §8 288, Z. 3 St.-P.⸗O., da alle ſonſtigen 
Vorausſetzungen rückſichtlich der Anklagethat feſtgeſtellt erſcheinen, wie 
oben zu erkennen. 


Notizen. 


(Rechtswidrige Aueignung von Elektricität.) Ueber dieſe 
Frage leſen wir in der „Deutſchen Gemeinde-Zeitung“: Eine Rechtsfrage von 
außerordentlicher Tragweite wurde am 1. Mai d. J. dem Erſten Strafſenate des 
Deutſchen Reichsgerichts unterbreitet. Die Löſung erſcheint zwar vom Standpunkte 
der Geſetzesauslegung durchaus unanfechtbar, wird aber im praktiſchen Leben 
wenig Befriedigung erregen und läßt den Wunſch nach einer Aenderung des Ge— 
fees hervortreten. Der Erſte Strafſenat hat nämlich ebenſo wie der Vierte aus: 
geſprochen, daß die Entwendung elektriſcher Energie nicht unter den Diebſtahls⸗ 
Paragraphen ſubſumirt werden kann, da die Elektricität nicht als eine „bewegliche 
(körperliche) Sache“ im Sinne des Geſetzes anzuſehen ſei. Mit anderen Worten: 
der Diebſtahl der Elektricität iſt zur Zeit ſtraflos! Das Landgericht Elberfeld 
hat am 8. December v. J. die Monteure Peters aus M.⸗Gladbach und Küppers 
aus Köln wegen Diebſtahls zu je einem Tage Gefängniß verurtheilt. Sie hatten 
eine elektriſche Leitung mit ihrem Zimmer in Verbindung gebracht und durch 
einen heimlich angelegten Draht längere Zeit hindurch Elektricität zur Beleuchtung 
des Zimmers entwendet. Das Landgericht hat angenommen, daß ſtrafbarer Dieb— 
ſtahl vorliege. Was Elektrieität iſt, heißt es im Urtheile, darüber ſind die Ge⸗ 
lehrten noch nicht einig. Sie hat aber die weſentlichen Eigenſchaften einer beweg⸗ 
lichen Sache. Dieſe Anſchauung bekämpfte die von Peters eingelegte Reviſion. Der 
Senat erkannte auf Aufhebung des Urtheils in vollem Umfange und ſprach nicht 
nur Peters von der Anklage des Diebſtahls frei, ſondern auch den Mitangeklagten 
Küppers, der gar nicht Reviſion eingelegt hatte. Aus den Urtheilsgründen iſt 
Folgendes hervorzuheben: Für die Frage, ob Elektricität Gegenſtand des Dieb- 
ſtahls ſein kann, iſt entſcheidend, ob ſie eine bewegliche Sache iſt. Im Sinne des 
Diebftahl3:Baragraphen wurden unter Sachen bisher immer nur körperliche 
Nun iſt allerdings als Gegenſatz regelmäßig nur eine un⸗ 
körperliche Sache (zum Beiſpiel einer Forderung) angeſehen worden. Um im 
Gegenſatz zu unkörperlichen Sachen und im Anſchluß an die körperlichen Sachen 
zu Letzteren auch die Gegenſtände des wirthſchaftlichen Verkehrs rechnen zu können, 
wäre es nothwendig, den bisherigen Sachbegriff, wie er in der Rechtſprechung all⸗ 
gemein angenommen iſt, wonach eine körperliche Sache eine ſelbſtſtändige ſtoffliche 
Exiſtenz hat, eine phyſikaliſche Materie iſt, neu zu conſtruiren. Dieſe Neubildung 
würde aber weder in dem bisherigen Sprachgebrauche, noch in der hiſtoriſchen 
Entwickelung des Sachbegriffes im Strafgeſetze, noch in der Rechtſprechung eine 
Stütze ſinden. Selbſt das neue bürgerliche Geſetzbuch kann dazu nicht heran⸗ 
gezogen werden. Die Elektricität wird zu den Energien der Natur wie Schall, 
Licht, Elaſtieität gerechnet. Wenn auch ihr Weſen noch nicht erſorſcht iſt, jo iſt 
man doch von der Annahme, daß ſie eine Art Flüſſigkeit fer, längſt abgekommen. 
Wenn man noch immer vom elektriſchen „Strome“ ſpricht, ſo iſt dies nur ein 
nicht zutreffender bildlicher Ausdruck. Auch das Thatbeftandsmerkmal der Weg⸗ 
nahme aus dem Gewahrfam wird ſich bei der Elektricität nur ſchwer herſtellen 
laſſen. Auch wenn ſie „abgeleitet“ und ihre Kraft verbraucht wird, kann ſie doch 
nicht ſelbſtſtändig und losgelöſt von dem ſtofflichen Gegenſtande, der ihr Erzeuger 
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und Leiter iſt, in einen anderen Weg und Gewahrſam gebracht werden, felöft wenn 
es ſich um einen gefüllten Accumulator handelt. Ein ſolcher ſelbſt kann aller⸗ 
dings Gegenſtand des Diebſtahls ſein, denn er iſt eine körperliche Sache. Auf die 
Entwendung der Elektricität allein kann aber der Diebſtahls⸗Paragraph ohne un⸗ 
zuläſſige Ausdehnung und Neuconſtruction des Sachbegriffes, deren Tragweite ſich 
nicht überſehen läßt und die wohl eine Ausdehnung auf Schall, Licht ꝛc. zur un⸗ 
liebſamen Folge hätte, nicht angewendet werden. Die Frage, ob andere Straf: 
normen im vorliegenden Falle zur Anwendung kommen können, war auch zu ver⸗ 
neinen. Sachbeſchädigung konnte nicht angenommen werden, weil eine ſolche die 
Einwirkung auf die Subſtanz der Sache erfordert. Man kann auch nicht jagen, 
daß dem Drahte eine Eigenſchaft entzogen worden ſei, denn die Elektricität iſt 
keine Eigenſchaft des Drahtes. Auch von Betrug kann — im vorliegenden Falle 
wenigſtens — keine Rede ſein, denn es fehlt die Vorſpiegelung einer falſchen 
Thatſache und die Erregung eines Irrthums. — Der Senat iſt der Anſicht, daß 
bezüglich der Elektricität die Rechtſprechung ſich wenigſtens auf die negativen Er⸗ 
gebniſſe der wiſſenſchaftlichen Forſchung ſtützen kann, und danach war anzunehmen, 
daß der Elektricität diejenigen Eigenſchaften fehlen, die nöthig wären, um ſie als 
bewegliche Sache im Sinne des Geſetzes anzuſehen. 


(Achtung vor der Tuberculoſe.) Der „Verein Heilanſtalt Alland“, 
der „niederöſterreichiſche Gewerbeverein“ und der „Verband der niederöſterreichiſchen 
Bezirkskrankencaſſen“ verbreiteten eine populäre Belehrung über Tuberculoſe und 
Schutzmittel gegen dieſe Krankheit und veröffentlichten in der gleichen Abſicht 
folgenden Aufruf: 8 

„Die Tubereulofe (Schwindſucht, Lungenſucht, Auszehrung) iſt die häufigſte 
ie gefährlichſte Krankheit, beſonders in den ärmeren und arbeitenden Volks⸗ 

ichten. 

Sie kann erblich von der Mutter auf das Kind übertragen werden, entſteht 
aber meiſt erſt während des ſpäteren Lebens. Sie iſt verurſacht durch einen nur 
mit den ſtärkſten Vergrößerungen ſichtbaren ſtäbchenförmigen Pilz, den ſogenannten 
Tuberkelbacillus, der durch das Eintrocknen des kuberculöſen Auswurfes in die 
Luft und ſchließlich mit dem Staube in die Lungen der Geſunden gelangt, der 
ferner durch Milch und Fleiſch tuberculöſer Thiere den Menſchen vom Verdauungs⸗ 
apparat aus anſtecken oder in Wunden gelangend, eine Tuberculoſe der Haut er⸗ 
zeugen kann. 

In den meiſten Fällen kommt außer der Anſteckung noch eine beſondere 
Empfänglichkeit des einzelnen Menſchen für dieſe Krankheit hinzu. Dieſe kann 
angeboren oder erworben ſein; angeboren durch Tuberculoſe der Eltern, erworben 
durch verſchiedene Krankheiten, wie z. B. Maſern, Keuchhuſten, Zuckerruhr, ferner 
durch Alles, was den Körper ſchwächt, beſonders die Lungen ſchädigt (häufige Ge⸗ 
burten, lange fortgeſetztes Stillen der Kinder, Ueberanſtrengungen, Ausſchweifungen 
aller Art, dann Katarrh der Athmungsorgane u. dgl.); ganz beſonders ſchädlich 
ſind dunkle, feuchte Wohnungen, ungenügende Ernährung und Arbeiten, die mit 
ſtarker Staubentwicklung verbunden ſind. 

Die Mittel zur Verhütung der Tuberculoſe, die Jeder Einzelne in ſeiner 
Hand hat, ſind folgende: 

1. Keiner ſpucke in geſchloſſenen Localen auf den Boden und ſoll auch nach 
Möglichkeit die Anderen daran hindern. Zu Hauſe ſollte jeder eine Schale mit 
Waſſer gefüllt aufſtellen und als Spucknapf benützen; der Inhalt iſt in den Abort 
zu leeren. Aſche, Sand, Sägeſpäne, Erde ſind als Spucknapffüllung unzweckmäßig, 
weil fie die jo gefährliche Eintrocknung und nachträgliche Verſtäubung des Aus⸗ 
wurfes nicht verhüten. Bettlägerige Kranle ſollen ſich einer mit Waſſer gefüllten 
Spuckſchale bedienen. Befolgt der Kranke die angegebenen Maßregeln, ſo iſt er ganz 
ungefährlich, ſollte alſo nicht wie ein Ausſätziger gemieden werden. Die Angehörigen 
ſollen im Krankenzimmer nicht eſſen, vor dem Verlaſſen desſelben ſich die Hände 
reinigen. Ebenſo ſollte der Arbeiter nie in den Arbeitsräumen ſeine Mahlzeit zu 
ſich nehmen, um nicht mit ihr den ſchädlichen Staub zu ſchlucken. Nöthigen ihn 
die Verhältniſſe doch dazu, ſo ſollte vorher eine gründliche Reinigung, wenigſtens 
der Hände vorgenommen werden. 

2. Wohnungen ſollen nie trocken ausgekehrt, ſondern zur Verhütung des 
Staubes feucht gereinigt werden. 

3. Die Nahrung ſei den Verhältniſſen entſprechend zweckmäßig (Fleiſch, 
gekochte Milch, Fett, grüne Gemüſe). Geiſtige Getränke, beſonders Schnaps, ſind 
nach Möglichkeit zu vermeiden. Am beſten iſt Bier in geringen Quantitäten Der 
ganze Lebenswandel ſei überhaupt möglichſt zweckentſprechend und vernünſtig. Milch 
darf nie ungekocht, Fleiſch nie halbroh genoſſen werden. 

4. Jede, ſelbſt die kleinſte Wunde, ſoll womöglich vom Arzt, jedenfalls aber 
zweckmäßig (antiſeptiſch) verbunden werden. 

5. Eheſchließungen zwiſchen Tuberculöſen ſollten möglichſt vermieden werden, 
das Kind ſolcher Verbindungen bald in geſunde Verhältniſſe (Landaufenthalt) ge⸗ 
bracht werden, um es der Anſteckungsgefahr durch die kranken Eltern zu entziehen. 
Die ſchwindſtichtige Mutter ſoll ihr Kind nicht ſtillen. 

6. Schon früh ſollte das Kind durch Waſchungen, durch fleißigen Aufent⸗ 
halt im Freien, durch Turnübungen und gute Lüftung der Wohnungen abgehärtet 
und zur größten Reinlichkeit erzogen werden. 

7. Auch dem Erwachſenen können die ungeheuren Vortheile, die dem Körper 
aus der Reinlichkeit erwachſen, nicht genug vor Augen gehalten werden. Ganz be⸗ 
ſonders zu empfehlen iſt es, ſich vor jeder Mahlzeit die durch die Arbeit verun⸗ 
reinigten Hände zu waſchen. Ebenſo ſollte der Mund- und Zähnpflege durch Aus⸗ 
ſpülen des Mundes und Putzen der Zähne eine größere Auſmerkſamkeit geſchenkt 
werden. Auch bringen Wannen- und Vollbäder (Vollsbäder) den größten Nutzen, 
ſollten daher, ſo oft es die Verhältniſſe erlauben, genommen wirden. 

8. Bei der Frage Berufswahl ſoll vor Allem der Geſundheits⸗ und Kräfte⸗ 
zuſtand ins Auge geſaßt werden; ſolche, die von kranken Eltern ſtammen oder 
aus anderen Urſachen ſchwächlich find, hätten ſich für Beruſsarten zu entſcheiden, 
die den Aufenthalt im Freien mit ſich bringen. Erkranken Arbeiter, ſo ſollten ſie 
ſich nach ihrer Geneſung ſtets mit ihrem Arzte darüber beſprechen, ob ſie unbe⸗ 


ſchadet ihrer Geſundheit bei ihrem Berufe bleiben dürfen oder dieſen zu wechſeln 
haben. Jeder, deſſen Arbeit mit Staubentwicklung verbunden iſt, ſollte die freie 
Zeit möglichſt viel in friſcher Luft zubringen. 

- 9. In jedem Falle von länger dauerndem oder oft wiederkehrenden Huſten, 
bei Abmagerung und Abnahme der Kräfte, Bluthuſten, Nachtſchweiß, ſollte ſtets 
die Hilfe des Arztes raſch geſucht werden, damit die Tuberculoſe ſchon in ihren 
erſten Anfängen erkannt und mit Ausficht auf den beften Erfolg behandelt werde, 
was in den ſpäteren Stadien der Krankheit ſehr erſchwert iſt. 

10. Jeder befolge die angegebenen, leicht zu erſüllenden Maßregeln umſo 
genauer, als er dadurch nicht nur ſich ſelbſt, ſondern ſeine Angehörigen, Weib 
und Kinder, vor der verderblichſten Krankheit ſchützt, der ſie ſonſt leicht zum 
Opfer fallen.“ 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben den Miniſterial⸗Secretär Dr. Engelbert Pilz zum 
Sectionsrath im Finanzminiſterium ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Polizeirath Johann Budin zum Oberpolizei⸗ 
rathe bei der Polizei⸗Direction in Trieſt ernannt. 

Se. Majeſtät haben den Inſpector der Tabakhauptſabrik in Wien, Otta⸗ 
kring, Joſef Wlaſak, ſowie den Inſpector und Finanzrath Dr. Raimund 
Hawerland zu Oberinſpectoren und Oberſinanzräthen bei der General-Direction 
der Tabakregie mit den ſyſtemmäßigen Bezügen der VI. Rangsclaſſe ernannt. 

Se. Majeftät haben dem Evidenzhaltungs⸗Geometer I. Claſſe Anton Hirſch 
anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Archivsdirector II. Claſſe 
Dr. Michael Mayr zum Archivsdirector I. Claſſe, den Archivar Dr. Albert 
Starzer zum Archivsdirector II. Claſſe, die Archivseoneipiſten Dr. Ladislaus 
Klieman und Dr. Karl Klaar zu Archivaren und die Archivspraktikanten Dr. 
Andreas Mud rich, Dr. Fanz Wilhelm und Dr. Victor Thiel zu Archivs⸗ 
concipiſten ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Ingenieur Oskar Meyer 
zum Oberingenieur und den Bauadjuncten des Staatsbaudienſtes in Ober-Oeſter⸗ 
reich Franz Schiffer zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in Salzburg ernannt. 

’ Der Minifterpräfident a. L. d. M. d. J. hat die Jugenieure Gottfried 
Riccabona und Johann Demattio zu Oberingenieuren, dann die Bau⸗ 
adjuncten Alois Staff und Philipp Mitzka zu Ingenieuren für den Staats⸗ 
baudienſt in Tirol und Vorarlberg ernannt. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat den Bezirkscommiſſär Anton 
Mravineſies zum Statthalterei-Secretär in Galizien ernannt. 


Erledigungen. 


Bezirksthierarztes ſtelle in der XI. Rangsclaſſe im Küſtenlande bis 
20. Auguſt 1899 (Amtsbl. Nr. 173). 

Kanzliſtenſtellen in der XI. Rangsclaſſe bei der Statthalterei und bei 
Bezirkshauptmannſchaften in Niederöſterreich bis 15. Auguſt 1899 (Amtsbl. Nr. 173). 

Concipiſtenſtelle in der X. Rangsclaſſe bei der Forſt⸗ und Domänen: 
direction in Görz bis 20. Auguſt 1899 (Amtsbl. Nr. 174). 

Poſtaſſiſtentenſtellen in der XI. Rangsclaſſe in Wien bis 7. Sep⸗ 
tember 1899 (Amtsbl. Nr. 175). 

Kanzliſtenſtelle in der XI. Rangsclaſſe bei der ſteierm. Statthalterei bis 
28. Auguſt 1899 (Amtsbl. Nr. 177). 


3. 3486. 


Concurs⸗Ausſchreibung. 


Bei der Stadtgemeinde Krummau in Böhmen iſt die 


Stelle des Herretärs zu beſetzen, 
mit der ein Jahresgehalt von 1500 fl. ö. W. und ſechs Dienſtalters⸗(Quin⸗ 
quennal-) Zulagen von je 10% dieſes Gehaltes, ferner der Penſionsanſpruch nach 
den für Gemeindebeamten der Stadt Krummau beſtehenden Normen verbunden iſt. 

Bewerber um dieſe Stelle, die deutſcher Nationalität ſein müſſen, haben ihre 
mit Nachweis ihres Alters und ihrer bisherigen praktiſchen Verwendung, Zeugniſſen 
über die vollendeten juridiſchen Studien und die mit Erfolg abgelegten theoretiſchen 
Staatsprüfungen oder das erlangte Doctorat der Rechte womöglich auch über die 
praktiſch⸗politiſche Prüfung und mit einem ärztlichen Zeugniſſe verſehenen Geſuche 
längſtens bis 15. Auguſt l. J. bei dem gefertigten Bürgermeiſteramte ein- 
zubringen. — Einige Keuntniß der zweiten Landesſprache iſt erwünſcht. 

Die Anſtellung erfolgt vorläufig proviſoriſch auf ein Jahr, nach deſſen Ab⸗ 
laufe es dem Gemeinde-Ausſchuſſe vorbehalten bleibt, das Dienſtverhältniß definitiv 
zu geſtalten oder gegen vierteljährige Aufkündigung aufzulöſen. 

Der Dienſtantritt hat längſtens bis 10. November I. J. zu erfolgen. 

Bürgermeifteramt Krummau, am 14. Juli 1899. 


Der Bürgermeiſter: G. Strauß. 


BE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammtt 
den Erkeuntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 23 und 24 der Erkenntniſfe, finanz. Theil, 1898. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Druckerei „Leykam“ in Graz. 


